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Stand der Bearbeitung  

der gutgeheissenen parlamentarischen Vorstösse 
 

 

Anträge der Regierung vom 18. Mai 2021 

 

 

VD / Postulat 43.19.16:  Festhalten am Antrag auf Abschreibung des Postulats. 

 

 

Begründung: 

 

Das Postulat 43.19.16 «Landwirtschaft: Klima- und Artenschutz um-

fassend berücksichtigen» wurde auf Antrag der Regierung mit ge-

ändertem Wortlaut wie folgt gutgeheissen: «Die Regierung wird ein-

geladen, die Thematik Ressourcenschonung und Biodiversität im 

Rahmen des Berichts zum Postulat 43.17.06 ‹Perspektiven der 

Landwirtschaft› und das Thema Klimaschutz im Rahmen der Strate-

gie zur Anpassung an den Klimawandel im Kanton St. Gallen aufzu-

zeigen». Der Bericht 40.20.02 «Perspektiven der Landwirtschaft» 

wurde von der Regierung in der vorerwähnten Weise erarbeitet und 

vom Kantonsrat im September 2020 zur Kenntnis genommen. So-

mit sind die Voraussetzungen zur Abschreibung des Postulats nach 

Art. 118 Abs. 3 des Geschäftsreglements des Kantonsrates (sGS 

131.11; abgekürzt GeschKR) erfüllt. Die Abschreibung ist deshalb 

folgerichtig. 

 

Für die Regierung steht ausser Diskussion, die Fragen des Klima-

schutzes in der Landwirtschaft im Rahmen des Berichts zur Strate-

gie zur Anpassung an den Klimawandel zu beantworten, wie es der 

Auftrag 43.19.16 des Kantonsrates vorsieht. Wie die Regierung bei 

ihrem Antrag auf Gutheissung mit geändertem Wortlaut des Postu-

lats 43.19.16 in der Begründung ausführte, ist nicht nur die Land-

wirtschaft von der Klimathematik betroffen, weshalb die Regierung 

das Projekt zur Ausarbeitung einer Strategie zur Anpassung an den 

Klimawandel im Kanton St.Gallen in Auftrag gegeben hatte. An die-

ser gesamthaften Betrachtungsweise soll festgehalten werden. Die 

spezifisch die Landwirtschaft betreffenden Massnahmen werden bei 

Bedarf in einem entsprechenden Abschnitt ausgeführt. Die diesbe-

züglichen methodischen Herausforderungen sprechen somit nicht 

dagegen, die Fragen des Klimaschutzes in der Landwirtschaft im 

Rahmen des vorerwähnten Berichts aufzuzeigen.  

 

 

BD / Motion 42.18.18  Festhalten an der Fristverlängerung bis Ende 2023. 

 

 

 Begründung: 

 

Die genannte Motion wird im Zusammenhang mit drei weiteren gut-

geheissen Motionen bearbeitet (42.18.17, 42.19.05 und 42.19.09). 

Für die Sicherstellung einer nachhaltigen Strassenfinanzierung sol-

len dabei insbesondere auch ökologische Aspekte berücksichtigt 
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werden. Zur Vorbereitung dieser umfassenden Umsetzungsarbeiten 

(Definition der Beteiligten, Festlegung der «Systemgrenzen», Instal-

lation der Projektorganisation, Terminplanung usw.) erteilte die Re-

gierung am 24. März 2020 einen Projekt-Initialisierungsauftrag. Die 

gestützt hierauf geleisteten Vorprojektarbeiten führten unter Feder-

führung des Baudepartementes und mit Beizug des Finanzdeparte-

mentes, des Sicherheits- und Justizdepartementes sowie eines ex-

ternen Dienstleisters zum Projektauftrag «Strassenfinanzierung im 

Kanton St.Gallen». Diesen hat die Regierung am 8. Dezember 2020 

verabschiedet und hierzu mit Medienmitteilung vom 4. Januar 2021 

die Öffentlichkeit informiert. Die beiden ursprünglichen Motionen – 

42.18.17 und 42.18.18 – hätten wohl innerhalb des vorgegebenen 

Zeitrahmens bearbeitet werden können, zumal sie aus der gleichen 

vorberatenden Kommission zur Gesamtverkehrsstrategie stammten 

und eine ähnliche Stossrichtung verfolgten. Mit den in der «Klima-

session» im Juni 2019 gutgeheissenen weiteren Motionen 42.19.05 

und 42.19.09 wurde die Aufgabenstellung komplexer und wider-

sprüchlich. Die für die Bearbeitung erforderlichen Analysen und  

Vorarbeiten konnten erst im März 2020 mit der Projektinitialisierung 

und dann – zielstrebig und zeitnah – im Dezember 2020 mit dem 

Projektauftrag abgeschlossen werden. 

 

Aufgrund des erheblichen Umfangs der dabei zu klärenden Frage-

stellungen und des noch offenen Ausgangs hinsichtlich der erforder-

lichen Änderungen von Gesetzen und Verordnungen zeigte sich 

klar, dass der ursprünglich anvisierte Projektabschluss mit Vollzugs-

beginn der neuen Gesetzesgrundlagen auf das 18. Strassenbaupro-

gramm hin nicht realisiert werden kann. Hierzu müssten die Geset-

zesgrundlagen bereits im Jahr 2021 erarbeitet werden, um sie dem 

Kantonsrat im Jahr 2022 zuleiten zu können. Aufgrund der Komple-

xität der Fragestellungen wäre dies weder seriös noch zielführend. 

Es muss davon ausgegangen werden, dass der Projektabschluss 

erst nach Beendigung des jetzigen Strassenbauprogramms (im Jahr 

2023) erreicht wird und somit der Vollzug der geänderten Modalitä-

ten erst auf das übernächste Strassenbauprogramm hin erfolgen 

kann. Eine Straffung des Projektablaufs wurde im Lenkungsaus-

schuss des Projekts mehrmals intensiv diskutiert. Aufgrund der Viel-

zahl der als erforderlich betrachteten Projektschritte ist eine Verkür-

zung der Projektdauer unrealistisch. Aber selbst wenn – wie von der 

Staatswirtschaftlichen Kommission gefordert – der Abschluss der 

Umsetzung der Motion 42.18.18 auf Ende 2022 gesetzt würde, wä-

ren die erforderlichen Gesetzesanpassungen noch nicht als Grund-

lage für das nächste Strassenbauprogramm rechtsgültig. Bei einer 

Projektdauer bis 2023 können alle vier Motionen in einem straffen, 

aber realistischen Zeitplan umgesetzt werden. 
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